
Diese gesellschaftlichen Kräfte haben als Interessen­
vertretung der Bevölkerung in Handelsfragen wäh­
rend der Kontrolle eine gute Arbeit geleistet. Sie er­
hielten darüber hinaus durch die Arbeiter-und-Bauern- 
Inspektion wirksame Unterstützung hinsichtlich der 
richtigen Wahrnehmung ihrer Rechte und Pflichten.
Bei der Auswertung der Kontrollen mit den Handels­
organen wurde vor allem darauf hingewirkt, die 
Leitungstätigkeit des Handelsbetriebes unter dem Ge­
sichtspunkt der Arbeit mit den ehrenamtlichen Kräf­
ten zu verbessern. Ferner wurde vereinbart, den Vor­
sitzenden der Volkskont.rollausschüsse die Namen der 
Vorsitzenden der HO-Beiräte und der Konsum-Ver­
kaufsstellenausschüsse bekanntzugeben, damit der 
Volkskontrollausschuß bei zukünftigen Kontrollen 
diese ehrenamtlichen Kräfte in seine Kontrolltätigkeit 
einbeziehen kann. Das ist sehr bedeutungsvoll für die 
weitere Entfaltung der gesellschaftlichen Kontrolle, zu 
deren Zentrum sich der Volkskontrollausschuß ent­
wickeln muß.
In vielen Fällen waren auch Kontrollfeststellungen, 
Informationen und Hinweise der Arbeiter-und-Bauern- 
Inspektion für die Staatsanwaltschaft und die Unter­
suchungsorgane eine wertvolle Hilfe bei der Aufdek- 
kung und Untersuchung von strafbaren Handlungen* 2. 
Als Ergebnis der Kontrollen zur Festigung der Preis­
disziplin wurde die Staatsanwaltschaft u. a. über grobe 
Gesetzesverletzungen informiert. Die Staatsanwalt­
schaft veranlaßte daraufhin weitere Ermittlungen. 
Vielfach bildeten die Kontrollberichte der Arbeiter- 
und-Bauern-Inspektion die Grundlage für die Einlei­
tung von Ermittlungsverfahren.

So hatte beispielsweise die Arbeiter-und-Bauern-In- 
spektion im Kreis Quedlinburg festgestellt, daß die 
Bevölkerung von einigen Mitarbeitern des VEB Kohle­
handel betrogen wurde, indem bei Frei-Haus-Beliefe- 
rung der Haushalte mit Hausbrandkohle das Korb­
gewicht von 4 kg je Zentner als Ware gerechnet 
wurde. Die durch diese Täuschung erzielten Mengen 
Kohle wurden an Bürger zu Überpreisen veräußert. 
Auf Grund dieses Sachverhalts leitete der Kreisstaats­
anwalt ein Ermittlungsverfahren gegen Mitarbeiter 
des VEB Kohlehandel ein.
Hinweise von Werktätigen veranlaßten die Arbeiter- 
und-Bauern-Inspektion zu einer Kontrolle im Kon­
sumfarbengeschäft” in Merseburg. Es wurde festge­
stellt, daß die von der DHZ in Kanistern gelieferten 
Lacke in der Verkaufsstelle selbst kalkuliert, abge­
füllt und mit einer Preisdifferenz von 2,20 MDN je 
Glas zugunsten der Verkaufsstelle an die Bevölke­
rung verkauft wurden. Beispielsweise wurde roter 
Nitrolack mit einer Gewichtsangabe von 1 kg ver­
kauft, obwohl jedes Glas nur einen Netto-Inhalt von 
650 Gramm hatte. Die verantwortlichen Funktionäre 
der Kreiskonsumgenossenschaft hatten über einen län­
geren Zeitraum ihre Kontrollpflicht vernachlässigt und 
dadurch die strafbaren Handlungen einiger Mitarbei­
ter der Verkaufsstelle begünstigt. Die Feststellungen 
der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion führten inzwi­
schen zur Einleitung eines Ermittlungsverfahrens.
Die bisher vorliegenden guten Erfahrungen der Zu­
sammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft gilt es aller­
können. In Imbißstuben, Milchbars und Gaststätten der Preis­
stufe I und II müssen an Stelle der Speise- und Getränkekar­
ten in den Verkaufsräumen ausgehängte Preisverzeichnisse 
den Kunden über die Preise informieren. Bei Waren, deren 
Preise wegen Qualitätsmangel (Beschädigung, Verschmutzung, 
Verstaubung u. ä.) herabgesetzt wurden, sind der alte und der 
herabgesetzte Einzelhandelsverkaufspreis anzugeben. Außer­
dem sind die Mängel, die zur Preisherabsetzung führten, an­
zuführen.
2 Vgl. hierzu Richter. „Die Arbeiter-und-Bauern-Inspektion der 
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orts stärker zu nutzen. Insbesondere ist es erforder­
lich, die Zusammenarbeit mit den Gerichten im Inter­
esse einer sachkundigen Prozeßführung zu verbessern. 
Sie darf sich jedoch nicht nur auf den Austausch von 
Erfahrungen, Informationen und Materialien beschrän­
ken.
Um zu einer planmäßigen, systematischen Zusammen­
arbeit bei der Beseitigung der Ursachen und der be­
günstigenden Umstände für Rechtsverletzungen zu ge­
langen, ist es notwendig, die Voraussetzungen dafür 
z. B. durch die Mitarbeit von Staatsanwälten in den 
Bezirks- und Kreisinspektionen der Arbeiter-und- 
Bauern-Inspektion zu schaffen. Auf dieser Grundlage 
sollten dann die günstigsten Formen und Methoden 
der Zusammenarbeit entwickelt bzw. weiter ausge­
baut werden. Es ist notwendig, daß sich die Organe 
der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion und die Rechts­
pflegeorgane rechtzeitig — schon vor Aufstellung der 
Arbeitspläne — konsultieren, um bei der Lösung von 
Schwerpunktaufgaben zielgerichtet zusammenzuwir­
ken.
Die Inspektion Handel und Versorgung des Komitees 
der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion plant im ersten 
Halbjahr 1965 Massenkontrollen über die Einhaltung 
von Ordnung, Sauberkeit und Sicherheit im Groß- 
und Einzelhandel. Ziel der Massenkontrollen ist es, 
Einfluß darauf zu nehmen, daß die dem Binnenhandel 
im Jahre 1965 zur Verfügung stehenden Warenfonds 
mit den geringsten Waren Verlusten für die Bevölke­
rung versorgungswirksam werden. Noch immer gehen 
im Groß- und Einzelhandel jährlich Millionen MDN 
durch Bruch, Schwund und Verderb von Waren ver­
loren. Die Ursachen dafür sind vor allem darin zu 
suchen, daß
— im Groß- und Einzelhandel eine mangelhafte La­

gerordnung herrscht;
— die hygienischen Bestimmungen mißachtet werden;
— die Waren nicht entsprechend ihren spezifischen 

Eigenschaften gepflegt werden;
— die innere und äußere Sicherheit der Handelsein­

richtungen nicht gewährleistet ist.

Die Bekämpfung der Warenverluste als Bestandteil 
der Handelsverluste erfordert eine enge Zusammen­
arbeit zwischen der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion 
und den Organen der Rechtspflege, denn sie haben 
die gemeinsame Aufgabe, das gesellschaftliche Eigen­
tum gegen Angriffe jedweder Art zum Nutzen unserer 
sozialistischen Gesellschaft zu schützen und zur Durch­
setzung der gesetzlichen Bestimmungen beizutragen.
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